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Case Information Sheet 
Sarah K. 

 
NAME Sarah K. 
GEBURTSDATUM XX.XX.1993/94 
GEBURTSORT Wesel in Deutschland 
STAATSANGEHÖRIGKEIT Deutsch 
AKTUELLER STATUS Inhaftiert 
HAFTBEFEHL Erlassen am 28.02.2020 sowie am 

06.09.2022 
ERÖFFNUNG DES HAUPTVER-
FAHRENS 

Keine Angabe 

ERSTINSTANZLICHES URTEIL V. 
14.02.2023 

Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von 3 
Jahren wegen mitgliedschaftlicher Beteili-
gung an einer terroristischen Vereinigung im 
Ausland in fünf Fällen, davon in einem Fall in 
Tateinheit mit der Verletzung von Fürsorge- 
und Erziehungspflichten und in drei Fällen je-
weils in Tateinheit mit Kriegsverbrechen ge-
gen das Eigentum 

 

Sachverhalt (Kurzzusammenfassung): 

Am 30.10.2013 reiste Sarah K. gemeinsam mit Mann und knapp einjährigen Kind 

ins Kriegsgebiet nach Syrien. Ihr Ehemann war bereits Mitglied des IS und Sarah K. 

schloss sich nach einem kurzen Aufenthalt in der Türkei und der erfolgten Rückkehr 

nach Syrien dem IS an, ließ sich und das Kind beim IS registrieren und erhielt Aus-

weisdokumente. Das Kind war hierbei umgeben von Kampfhandlungen und Bom-

bardierungen. Sarah K. ging ihren Verpflichtungen als Hausfrau und Mutter nach, 

unterstützte künftige IS-Mitglieder, vermittelte einem IS-Mitglied eine Ehefrau, legte 

ihrer Kindererziehung die IS-Ideologie zugrunde (inzwischen war sie Mutter dreier 

Kinder), erhielt nach dem Tod ihres Mannes finanzielle Unterstützung vom IS und 

ehelichte zwei weitere IS-Mitglieder. Auch lebte sie kurzzeitig in einem Frauenhaus 

des IS. Auch nachdem sie von kurdischen Kräften festgenommen worden war, 
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unterstützte sie die Werte des IS und suchte weiterhin den Kontakt zu anderen Mit-

gliedern. In ihrer Zeit beim IS wohnte Sarah K. mit ihrer Familie in insgesamt drei 

Wohnungen, die ihnen vom IS zugewiesen worden sind. 

 

Verfahrensgang im Fall Sarah K.: 

1. BGH – Haftprüfung vom 18.10.2022 (AK 33/22)1 

2. OLG Düsseldorf – Erstinstanzliches Urteil vom 14.02.2023 (Keine Angabe)2 

 

1. BGH – Haftprüfung vom 18.10.2022 

Der BGH hatte die Fortdauer der Untersuchungshaft angeordnet. Die Vorausset-

zungen hierfür lagen vor. Aus dem Haftbefehl ergab sich eine mögliche Strafbarkeit 

nach § 129a Abs. 1 Nr. 1, Abs. 5 S. 1, § 129b Abs. 1 S. 1 und 2, § 171 StGB, 

§ 9 Abs. 1 VStGB, § 18 Abs. 1 Nr. 1a AWG in Verbindung mit der Verordnung (EG) 

Nr. 881/2002 vom 27. Mai 2002 (ABl. L 39 vom 29. Mai 2002, S. 9), § 25 Abs. 2, 

§§ 26 StGB, §§ 1, 105 JGG. 

Jedenfalls aber war Sarah K. dringend verdächtig, ihre Fürsorge- und Erziehungs-

pflicht verletzt zu haben und sich mitgliedschaftlich an einer terroristischen Vereini-

gung im Ausland beteiligt zu haben. Demnach konnte an dieser Stelle noch offen-

bleiben, ob sich Sarah K. wegen weiterer Delikte strafbar gemacht hatte. 

Bezüglich des konkreten Tatvorwurfs hatte Sarah K. im Rahmen der Vernehmungen 

den Sachverhalt weitestgehend eingeräumt. Den vorgeworfenen Sachverhalt korri-

gierend, berichtete sie jedoch, dass sie nur „aus Liebe und Abhängigkeit“ nach Sy-

rien ausgereist war. Dies galt auch für ihre zweite Einreise in das Kriegsgebiet. In 

Syrien wohnte sie zunächst in einem Hotel und im Anschluss in einer Wohnung. Sie 

                                                           
1 BGH - Haftprüfung zum Fall Sarah K. 
2 Kein Volltext vorhanden (12.12.2023). 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&Datum=2022&Seite=20&nr=131590&pos=623&anz=3106
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wusste jedoch nicht, wer ihr die Wohnung vermittelt hatte. Die spätere Wohnung 

erhielt sie von einem Syrer. Im Herbst 2015 distanzierte sie sich vom IS. 

Diese - der Anklage widersprechenden - Angaben konnten jedoch durch die Ermitt-

lungen widerlegt werden: Während des Türkeiaufenthaltes der Sarah K. besuchte sie 

ihr Vater, welcher sie nach Deutschland zurückholen wollte (Dezember 2013), was 

Sarah K. aber ablehnte. Aus einer TKÜ im Februar 2014 ergab sich, dass sie unbe-

dingt zu ihrem Mann nach Syrien zurückwollte und nicht verstand, warum er sie 

überhaupt in die Türkei geschickt hatte. Ihre Flugtickets nach Syrien organisierte 

sich Sarah K. selbst. Grundsätzlich konnte man der TKÜ ihre islamistische Grundein-

stellung entnehmen. Sarah K. machte die Angabe, im November 2017 noch engen 

Kontakt zu IS-Mitgliedern zu haben, sodass sie ihrer eigenen Angabe – sich bereits 

2015 distanziert zu haben – widersprach. Bei ihren Ehemännern handelte es sich 

um IS-Mitglieder. Die Ehen wurden auch von IS-Mitgliedern geschlossen. Ein Sach-

verständiger stellte zudem fest, dass die Ortswechsel der Sarah K. keiner Flucht ent-

sprachen, sondern eine Reise „mit dem IS“ darstellten. Außerdem belegten eigene 

Äußerungen, der Facebook-Account und Chatnachrichten das Näheverhältnis zum 

IS über den von Sarah K. angegebenen Zeitpunkt hinaus. 

Sarah K. war dringend verdächtig, sich gem. § 171 StGB strafbar gemacht zu haben. 

Sie reiste mit ihrer Tochter, die zu diesem Zeitpunkt ein Jahr alt war, in das syrische 

Bürgerkriegsgebiet, das vom IS beherrscht wurde und Bombardierungen und Ge-

walt ausgesetzt war. Die Tochter erlitt hierdurch ein andauerndes Trauma. 

Außerdem bestand der dringende Tatverdacht bzgl. § 129a Abs. 1 Nr. 1, 

§ 129b Abs. 1 S. 1 und 2 StGB. Voraussetzung für die mitgliedschaftliche Beteili-

gung ist eine einvernehmliche Eingliederung in die und eine aktive Förderung der 

Vereinigung. Dadurch dass sich Sarah K. freiwillig dem IS anschloss, ihr Leben nach 

dessen Werten ausrichtete und in Kontakt zu anderen Mitgliedern stand und der IS 

gleichzeitig die Familie mit Geld unterstützte und Wohnungen und Ausweisdoku-
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mente beschaffte, erfolgte die Eingliederung einvernehmlich. Auch waren die Hand-

lungen der Sarah K. als aktive Förderung der Vereinigung einzustufen. Das Bestrei-

ten des Haushalts und die Kindererziehung stellte ein solches Verhalten dar, da sie 

hiermit dem Ehemann die Kampfbereitschaft ermöglichte und den IS somit stärkte. 

Die hierfür erforderliche Verfolgungsermächtigung lag vor. 

Deutsches Strafrecht war gem. § 7 Abs. 2 Nr. 1 StGB und §§ 3, 9 Abs. 1 StGB an-

wendbar. 

Es bestand der Haftgrund der Fluchtgefahr. Im Falle einer Verurteilung war mit ei-

ner erheblichen Freiheitsstrafe zu rechnen. Es bestanden keine Anhaltspunkte für 

die Anwendung von §§ 20, 21 StGB. Die Zeit in den Lagern würde vermutlich nicht 

auf die Freiheitsstrafe angerechnet werden. Es waren keine ausreichenden flucht-

hindernden Aspekte ersichtlich. Die Eltern der Sarah K. leben zwar in Deutschland. 

Allerdings hinderte diese Tatsache Sarah K. auch nicht an den vorherigen Ausreisen. 

Auch machte Sarah K. deutlich, dass sie nur im Notfall wieder zurück nach Deutsch-

land gehen würde. Außerdem hatte sie noch Verbindungen in die Türkei und auch 

nach Frankreich. Ihre religiöse Ausrichtung machte es auch wahrscheinlich, ihr gro-

ßes Netzwerk zum Untertauchen auszunutzen. Die Tatsache, dass Sarah K. keine Rei-

sedokumente besaß, änderte an dieser Einschätzung nichts. 

Außerdem bestand der Haftgrund der Schwerkriminalität, da Sarah K. einer Kata-

logtat dringend verdächtig war. 

Die besondere Schwierigkeit und der Umfang der Ermittlungen ließen ein Urteil 

noch nicht zu. Das Verfahren wurde mit der gebotenen Zügigkeit geführt. 
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2. OLG Düsseldorf – Erstinstanzliches Urteil vom 14.02.2023 

Das OLG Düsseldorf hatte Sarah K. zu einer Einheitsjugendstrafe von drei Jahren 

verurteilt. Sie hatte sich wegen mitgliedschaftlicher Beteiligung an einer terroristi-

schen Vereinigung im Ausland in fünf Fällen, davon in einem Fall in Tateinheit mit 

der Verletzung von Fürsorge- und Erziehungspflichten und in drei Fällen jeweils in 

Tateinheit mit Kriegsverbrechen gegen das Eigentum strafbar gemacht. 

Hinweis: Eine Urteilsabschrift ist im Rahmen des Forschungsprojekts beantragt worden, al-

lerdings bis zum heutigen Tag noch nicht übersandt worden 

 


